Vortrag im Rahmen der Tagung ,,Aufgabenkritik, Privatisierung und Neue Verwaltungssteue-
rung vom 2.-4.April 2003 an der DHV Speyer
(Wissenschaftliche Leitung Prof. Dr. Hermann Hill)

Finanz- und Haushaltsrisiken

Gedanken zum finanzwirtschaftlichen risk-management in 6ffentlichen Haus-
halten

1. Einfiihrung

Jedes in die Zukunft gerichtete Handeln muss Risiken in Rechnung stellen; insoweit unter-
scheidet sich ein 6ffentlicher Haushalt in keiner Weise von anderen Aufgabenbereichen des
offentlichen oder des privaten Sektors. Welches Ausmald solche haushaltswirtschaftlichen
Risiken annehmen kénnen, haben einige Beispiele der jingsten Vergangenheit gezeigt:

e Der dramatische Anstieg des negativen Finanzierungssaldos aller 6ffentlichen Haushalte
auf Grund eines nicht vorhergesehenen Einbruchs bei den Steuereinnahmen;

¢ Die finanziell fast ausweglose Lage des Landes Berlin, nicht zuletzt hervorgerufen durch
die Schieflage der Bankgesellschaft, fur die das Land einzutreten hat oder — um auch in
die ndhere Umgebung zu schauen:

e Die prekare Finanzierung des Ausbaus des Fritz-Walter-Stadions in Kaiserslautern, die —
in Anbetracht der mangelnden wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des Vereins — immer
neue Offentliche Garantien nach sich zieht.

Allen Beispielen ist gemeinsam, dass die Probleme quasi Uber Nacht die politisch Verant-
wortlichen erreicht und zu eher hektischen Reaktionen gefiihrt haben. Dabei handelt es sich
keinesfalls um wenige singulare Ereignisse, vergleichbare Falle hat es auch in der Vergan-
genheit gegeben. Eine finanzwirtschaftliche Pravention und Notfallplanung, wie sie z.B. im
Katastrophenschutz (iblich ist, gibt es in Deutschland dennoch offensichtlich nicht." So ist es
z.B. — anders als in Osterreich — noch nicht einmal gelungen, einen Mechanismus fiir die
Behandlung mdglicher Sanktionszahlungen bei Verletzung der EU-Stabilitatskriterien zu
entwickeln.?

Der heute ubliche Blick ins Internet zeigt, dass diese skeptische Einschatzung wohl richtig
ist, denn unter dem Stichwort Risikomanagement fir den 6ffentlichen Haushalt wird vor al-
lem auf Versicherungslosungen verwiesen, wie sie seit Jahrzehnten bekannt sind und ge-
nutzt werden.® Daneben ist in neuerer Zeit noch das Derivat als spezielle Form des Zinsrisi-
komanagements getreten.* Dieser Befund ist zwar nicht ganz liberraschend, dennoch inso-
weit erstaunlich als der Gesetzgeber vor 5 Jahren mit dem Gesetz zur Kontrolle und Trans-
parenz im Unternehmensbereich (KonTraG) flir den privaten Sektor, aber auch fiir die privat-
rechtlich organisierten 6ffentlichen Unternehmen die Notwendigkeit des Risikomanagements
erk%nnt und seine Implementation in das unternehmensinterne Steuerungssystem verlangt
hat.

' Einer der seltenen Ansétze in Deutschland ist: Stadt Bad Kreuznach, Richtlinie zum Risikomanagement, 2002.

% Frithe Versuche des damaligen Finanzministers Waigel waren zwischen Bund, Léandern und Gemeinden nicht kompromissfa-
hig; sie wurden in der Annahme beendet, Deutschland werde ohnehin die Stabilitatskriterien nie verletzen.

% Ganz ahnlich verhalt es sich mit dem vielversprechenden Titel ,Risikomanagement® eines Beitrags in den Kommunalpoliti-
schen Blattern 7/2002, der sich — wie der Untertitel ,drum priife, wer sich lange bindet bereits nahelegt — ausschlieRlich mit
kommunalen Versicherungen befasst.

4 8. dazu Martin Fone/Peter Young, Public Sector Risk Management, Oxford 2000, S. 137f. und 153ff. — zu Derivaten im &ffent-
lichen Bereich insgesamt vgl. Schwarz

® Zu diesem Bezug s.a. Hermann Hill, Einfiihrung: Risiko-Management im 6ffentlichen Sektor, in: Hermann Hill (Hrsg.), Risiko-
Management in der 6ffentlichen Verwaltung, Speyerer Arbeitsheft 150, Speyer 2003, S. 1f.



Dort heil3t es in § 91 Abs. 2 AktG: ,Der Vorstand hat geeignete MaRnahmen zu treffen, ins-
besondere ein Uberwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft
gefahrdende Entwicklungen friih erkannt werden." Fir den Lagebericht schreibt § 289 Abs.1
HGB erganzend vor, dass ,dabei ... auch auf die Risiken der kinftigen Entwicklung einzuge-
hen (ist)." Schlielich ist die Risikoanalyse auch Bestandteil der AbschluRprifung, dennin §
317 Abs.2 HGB wird verlangt, ,... auch zu prufen, ob die Risiken der kunftigen Entwicklung
zutreffend dargestellt sind.” Dies findet auch seinen Niederschlag im Prifbericht, flir den ver-
langt wird, ,auf Risiken, die den Fortbestand des Unternehmens gefahrden, ... gesondert
einzugehen.”

Verwiesen sei an dieser Stelle auch auf die Diskussion zu einer veranderten Bonitatsbeurtei-
lung durch die Kreditinstitute, die unter dem Stichwort ,Basel I1* gefiihrt wird.® Der Grundge-
danke der vorgesehenen Neuregelungen ist ein verbesserter Glaubigerschutz, der deshalb
auch zu einer starkeren Gewichtung der Entwicklungsperspektiven und damit auch zu einer
umfassenderen Risikobewertung des jeweiligen Schuldners flihrt, wie sie im auch heute
schon ublichen — allerdings gerade im oOffentlichen Sektor noch punktuellen — Rating-Prozess
eine gewichtige Rolle spielt.

Schlechtere Risiken flihren zu héheren Zinsen, die den Schuldner zusatzlich belasten; dies
kénnte fir jeden Schuldner ein Anreiz sein, Risikofaktoren zu reduzieren. Zumindest fir die
Kommunen in Deutschland, von denen viele von den finanziellen Grélkenordnungen her ei-
nem mittelstdndischen Betrieb vergleichbar sind, bleibt dies indes ohne Belang, da bislang
vorgesehen ist, sie vom Anwendungsbereich des Basel II-Abkommens auszunehmen. Nicht
zuletzt aus diesem Grund durfte vielfach die Notwendigkeit eines finanzwirtschaftlichen risk
management auf kommunaler Ebene als nicht vordringlich erachtet werden.

Ein zweiter Schritt ist der Blick ins Ausland, der in Deutschland erst seit einigen Jahren an
Bedeutung gewonnen hat. Das Ergebnis der Recherche entspricht dem flir Deutschland
konstatierten Befund insoweit, als in Europa wohl nur GroRbritannien Uber Vorstellungen zu
einem breit angelegten risk-management der offentlichen Hand verfligt, das ganz bewulft
auch Haushalts- und Finanzrisiken umfaRt.” Immerhin nennen dort 91% der Verantwortlichen
im offentlichen Bereich finanzielle Risiken an erster Stelle.® Vergleichbare Ansétze gibt es
daneben in Kanada, Australien oder Neuseeland.® Ansonsten wird unter risk management
bestenfalls die Notfallplanung fir GroRschadensereignisse oder Naturkatastrophen, meist als
sektoraler Ansatz, z.B. fiir die Polizei oder einen Wasserversorger'® — verstanden.

In Grol3britannien liegt das Hauptaugenmerk des finanzwirtschaftlich ausgerichteten risk ma-
nagement nicht wie im privaten Sektor auf der Frage, inwieweit Risiken den Fortbestand der
Institution gefahrden kénnen; denn fir den offentlichen Sektor besteht diese Gefahr im
Grundsatz nicht. Vielmehr muss das spezifische Risiko der 6ffentlichen Hand darin gesehen
werden, ob sie in der Lage ist, ihre Aufgaben dauerhaft zu erfillen und die vom Birger er-
warteten Leistungen quantitativ und qualitativ angemessen zu erbringen.'" Dieser Aspekt ist
im Ubrigen dem deutschen Kommunalrecht gar nicht fremd, denn in den allgemeinen Haus-
haltsgrundsatzen wird eine stetige Aufgabenerfillung verlangt; zudem knipft die Genehmi-

©S. hierzu u.v.a. Christian Esters, Basel Il und das Rating von Stadten und Gemeinden, Finanzwirtschaft Heft 2/2003, S. 37ff.

" Einen guten Uberblick bietet der Strategy Unit Report, Risk: Improving Government’s Capability to handle risk and uncertainty,
abgedruckt in: Hermann Hill (Hrsg.), Risiko-Management ... a.a.O. Als Leitlinie fiir die Behandlung von Risiken in ihrer Gesamt-
heit kann auch gelten: Shorten the Odds, hrsg. von der Accounts Commission for Scotland, July 1999. Gute Hinweise bietet
auch das Internet-Angebot der Association of Local Authority Risk Managers (ALARM) unter www.alarm-uk.com

8VgI. National Audit Office, Supporting innovation: Managing risk in government departments; London 2000, abgedruckt in: :
Hermann Hill (Hrsg.), Risiko-Management ... a.a.0., S. 51

® S. dazu den kurzen Uberblick in: Strategy Unit Report, Risk: ... a.a.0., Annex 8

"% Fiir die Polizei vgl. z.B. Martin Fone/Peter Young, Public Sector ..., a.a.0. S. 96ff.

"'S. dazu auch National Audit Office, Supporting innovation: ... a.a.0., S. 49


http://www.alarm-uk.com/

gung einer Kreditermachtigung in fast allen Bundeslandern an die Voraussetzung der ,dau-
erhaften Leistungsfahigkeit an."

An der Notwendigkeit eines leistungsfahigen risk-management fir die 6ffentliche Hand im
allgemeinen und den &ffentlichen Haushalt im besonderen sollte eigentlich kein Zweifel be-
stehen.” Im Strategy Unit Report der britischen Regierung mit dem Titel ,Risk: Improving
Government’s Capability to handle risk and uncertainty” lauten deshalb auch die ,Key mes-
sages” u.a.:

e ,..handling risk — both opportunity and threat — is increasingly central to the business of
government. The accelerating pace of change in science and technology, and the greater
connectedness of the world, are creating new responsibilities and demands;

e rising public expectations for government to manage risk are set against a backdrop of
declining trust in institution, declining deference and increased activism around specific
risk issues, with messages amplified by the news media...”™*

1. Typische Risiken und ihre Behandlung auf kommunaler Ebene

Wenn sich die weiteren Betrachtungen auf den kommunalen Sektor konzentrieren, dann ge-
schieht dies nicht deshalb, weil dort Risiken besonders ausgepragt oder das Risikobewusst-
sein aulerordentlich gering ist; alle Aussagen wirden praeter propter auf den staatlichen
Sektor in gleicher Weise zutreffen. Die kommunale Ebene ist jedoch zum einen sehr vielfaltig
und bietet zum anderen den Vorteil, eine Fllle sehr anschaulicher Beispiele zu liefern.

»ZU den kommunalen Risiken im engeren Sinne gehéren die der Verwaltungen der Stadte
und Gemeinden; im weiteren Sinne auch die der Eigen- und Regiebetriebe, der Zweckver-
bande sowie der selbstindigen Tochterunternehmen.“'® Im folgenden sollen einige ganz ty-
pische Risiken aufgefihrt werden. Wenn die genannten Beispiele nur sehr grob systemati-
siert sind, sollte dies dem Umstand zugeschrieben werden, dass es sich bei diesem Beitrag
um vorlaufige, eher skizzenhafte Uberlegungen handelt.

1. Externe, nicht steuerbare Risiken
- Unerwartete Riickgange bei den Steuereinnahmen oder im Finanzausgleich
Tariferhéhungen oberhalb der in der Finanzplanung vorgesehenen Gréflenord-
nung
Zusatzliche Umlagen an Gemeindeverbande
Belastungen durch neue von aufien vorgegebene Aufgaben

2. Externe, begrenzt steuerbare Risiken
Zinsschwankungen
Risiken aus o6ffentlichen Betrieben, Unternehmen und Beteiligungen

3. Interne, prinzipiell steuerbare Risiken
Folgekosten kommunaler Investitionen
Anspriche von Bediensteten auf Grund von Altersteilzeit
Ruckkehr von Bediensteten aus dem Erziehungsurlaub
Anspriche Dritter aus Gewahrleistungsvertragen u.a.

'2 Beispielhaft seien hierzu die Bestimmungen der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz in den §§ 93 Abs.1 und 103 Abs.2 GemO
enannt.

® Zu dem spektakularen Fall von Orange County vgl. Martin Fone/Peter Young, Public Sector ..., a.a.0., S. 155ff.

" Strategy Unit Report, Risk: ... a.a.0., S.118

' Silvio Andrae, Risikomanagement in der Kommune: Von der Sparkasse lernen?, Finanzwirtschaft Heft 2/2003, S. 47




Die Komplexitat der moglichen Risiken macht es gewil3 nicht leicht, eine funktionsfahige Ri-
sikosteuerung zu entwickeln. Das Fehlen eines fundierten und umfassenden risk manage-
ment in vielen Verwaltungen auch in GroR3britannien wird im Bericht des National Audit Office
»Supporting innovation: Manging risk in government departments” deshalb u.a. auch auf

Fehlende Erfahrungen im risk management

Unzureichende Informationen Uber Risiken

Fehlende Instrumente und Prozesse fiir das risk management
Unklare Zustandigkeiten fur die Risikosteuerung

zuriickgefiihrt.®

Dies ist sicher nicht von der Hand zu weisen; danach wurde es allerdings im Grundsatz aus-
reichen, den Informationsstand der offentlichen Verwaltungen nur zu verbessern, um die
Implementation eines risk managements zu férdern. Tatsachlich gibt es jedoch auch andere
Hemmnisse, die einer konsequenten Risikobetrachtung entgegenstehen. Dies sei an weni-
gen Fallen dargelegt:

Eine Prognose der Steuereinnahmen wird zweimal im Jahr durch den Arbeitskreis ,Steuer-
schatzungen® vorgenommen, die vor allem in den spateren Jahren des Prognosezeitraums
meist beachtliche Steuerzuwachse signalisiert. Tatsachlich haben sich diese nur selten auch
eingestellt. Im Gegenteil: Gerade in den letzten Jahren mussten die 6ffentlichen Haushalte
registrieren, wie mit jeder Steuerschatzung die erwarteten Einnahmen auch der laufenden
Jahre nach unten korrigiert werden mussten. Gleichwohl werden noch immer die jeweils er-
mittelten Zahlen fiir den Haushalt und die Finanzplanung genutzt.

Dabei stehen die vom Arbeitskreis geschatzten Werte unter dem Vorbehalt verschiedenster
Annahmen, namentlich im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung. Insofern ware es auch
nur konsequent, statt einer — nur vorgeblich genauen — Zahl einen Korridor fur die kunftige
Steuerentwicklung zu beschreiben, der zugleich das Risikopotential flir das Steueraufkom-
men bezeichnet. In der politischen Auseinandersetzung jedoch gilt das wirtschaftliche
Wachstum als ein Gradmesser fiir den Erfolg einer Regierung, so dass allein die Beschrei-
bung eines Korridors als Eingestandnis gewertet wird, die eigenen Wachstumsziele nicht far
realistisch zu halten.

Dies misste den Kdmmerer einer Kommune nicht weiter berlhren, da diese politische Dis-
kussion auf kommunaler Ebene kaum Relevanz besitzt. Er sdhe sich jedoch bei einer kon-
servativen, d.h. niedrig angesetzten Steuerschatzung mit dem Vorwurf konfrontiert, er wolle
auf diese Weise dem Rat Geld vorenthalten und damit dessen politischen Gestaltungsspiel-
raum — der nach wie vor vielfach in Geld gemessen wird — beschneiden.

Die Berucksichtigung von Ausgabenrisiken, z.B. durch Reservetitel 0.a., kollidiert in beson-
derem Male mit den herkdmmlichen Veranschlagungsgrundsatzen. Gerade bei den Ausga-
ben sind H6he und Verwendungszweck der Mittel so prazise wie moglich zu bezeichnen, um
das Budgetrecht der politischen Vertretung nicht zu unterhéhlen. Denn der Haushalt ist auf
der Ausgabeseite nicht nur eine Prognoserechnung, sondern zugleich rechtlich verbindlicher
Rahmen fir das Handeln der Verwaltung. Sie ist — soweit im Haushalt nichts anderes be-
stimmt ist — ermachtigt, Ausgaben bis zu der veranschlagten Hohe zu tatigen.

'8 vgl. National Audit Office, Supporting innovation: ... a.a.0., S. 53




Der Gedanke, bei risikobehafteten Vorhaben Haushaltsreserven vorzusehen, wird daher
rasch als Versuch gewertet, der Verwaltung Mittel zur eigenen, eben nicht politisch bestimm-
ten Verwendung zu sichern. Der Schritt zur Vermutung, damit sollten jene MaRnahmen, die
die Verwaltung gewollt, die politische Vertretung aber nicht bewilligt habe, durch die Hintertur
durchgesetzt werden, ist dann meist nicht mehr weit. Deshalb kennt das kommunale Haus-
haltsrecht mit der Deckungsreserve auch nur einen ,offiziellen Reservetitel.

Dass ein guter Kdmmerer gleichwohl einige ,Versteckte Reserven® in seinem Haushalt hat,
ist im Hinblick auf die Bewaltigung von Risiken fraglos verninftig. Ein rationales risk-
management ist das aber natdrlich nicht.

Fir bestimmte zentrale Positionen eines Haushalts ist die Risikobetrachtung aus ganz ande-
ren Grinden schwierig. Die Lohn- und Gehaltstarife sind das Ergebnis von Verhandlungen,
Umlagen von Kreisen und anderen Gemeindeverbanden resultieren aus politischen Ent-
scheidungen. Die in einem Kommunalhaushalt fir Personalkosten oder Umlagezahlungen
eingesetzten Betrage sind insoweit ,taktische® Zahlen. Da der Haushalt ein 6ffentliches Do-
kument ist, soll der Gegenseite nicht schon im Vorfeld dargelegt werden, welche zusatzli-
chen Betrage denn schon als akzeptabel angesehen werden.

Denn umgekehrt soll den Gewerkschaften bzw. den Vertretungskérperschaften von Umlage-
verbanden signalisiert werden, welche Auswirkungen Erhéhungen fur die Kommune haben
kdnnen. Dies gilt insb. dann, wenn der Haushaltsausgleich nicht oder nur knapp erreicht
worden ist: Eine hdhere Forderung an die Kommune wirde zu neuem Konsolidierungsbe-
darf, ggf. auch zum weiteren Stellenabbau flihren.

Die organisatorische Alternative ware eine Verabschiedung des Haushalts erst nachdem die
genannten Parameter feststehen. Tatsachlich geschieht dies bei manchen kreisangehdrigen
Kommunen, bei denen die Kreisumlage vielleicht sogar den grélten Posten im Haushalt
darstellt. Allerdings kollidiert dieses Vorgehen in der Regel mit dem Postulat, den Haushalt
vor Beginn des Haushaltsjahres fertigzustellen; die Folge ware ansonsten ein langerer Zeit-
raum der Ubergangswirtschaft, innerhalb dessen die politische Gestaltung der Finanzwirt-
schaft erheblich eingeschrankt ist.

v

Der Aspekt der Folgekosten ist im kommunalen Haushaltsrecht eigentlich vorgesehen, un-
terbleibt jedoch vielfach, obwohl eine solche Betrachtung vor einer Investitionsentscheidung
in der Regel verlangt wird. Zudem sind Falle, in denen Folgekosten offentlicher Einrichtun-
gen den Haushalt gerade kleinerer Gebietskorperschaften Uberfordert haben, keine Aus-
nahme. Aber eine kritische Diskussion Uber die dauerhaften Kosten eines Projekts wird in
der kommunalpolitischen Auseinandersetzung nicht selten als Hinweis gewertet, das Projekt
auf diesem Weg verhindern zu wollen.

Ganz ahnlich verhalt es sich mit Risiken im Zusammenhang mit Gewahrvertragen u.a. So
gibt es durchaus den Fall, dass eine Kommune einem Investor die ErschlieBung und Ver-
marktung eines Gewerbegebietes Ubertragt, sich aber zur Ricknahme der nicht vermarkte-
ten Flachen nach z.B. 10 Jahren unter Zahlung des Grundstlickspreises einschl. der dem
Investor entstandenen Kosten verpflichtet. Das in diesen Fallen nicht seltenen Argument,
eine aktive Entwicklung der Kommune sei ohne gewisse Risiken nicht vorstellbar, fihrt je-
doch nicht zu einer Risikobewertung und —vorsorge; vielmehr wird der Risikoaspekt in aller
Regel ausgeblendet.




Die genannten Beispiele sollen zeigen, wie schwierig die Behandlung von Risiken im politi-
schen Alltag ist. Dies liegt nicht zuletzt in der Multifunktionalitat eines 6ffentlichen Haushaltes
begriindet. Er ist — wie jede Planrechnung — eine finanzwirtschaftliche Vorausschau; zugleich
aber ist er Rechtsgrundlage fir das Handeln der Verwaltung. SchlieBlich ist er als Dokument
fur die Offentlichkeit gedacht, so dass es schwerfallt, interne Erwégungen in den veréffent-
lichten Haushalt einzustellen.

M. Auf dem Weg zu einem finanzwirtschaftlichen risk-management in der Kommu-
nalverwaltung

Beim Aufbau eines risk-management kann sich eine 6ffentliche Gebietskérperschaft, bei aller
Unterschiedlichkeit der Aufgabenstellung, zunachst an die Vorgehensweise anlehnen, die in
der Privatwirtschaft, aber auch — soweit vorhanden — in offentlichen Unternehmen Ublich ist
(Schaubild 1)." Danach miissen zunachst die Risiken erkannt und erfalt, daran anschlie-
Rend bewertet und schlieBlich in einen Steuerungsprozef eingebettet werden. Ganz wesent-
lich ist in dem Zusammenhang das ,risk-reporting®, d.h. die regelmafige Information insb.
der Verwaltungsfihrung. Am Ende steht die Risikokontrolle, die zugleich Hinweise flr die
Verbesserung der Risikosteuerung geben soll.

Schaubild 1: Regelkreislauf des Risiko-Management
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Nach: Silvio Andrae, Risikomanagement ..., a.a.0, S. 43

Bereits die erste Stufe, die Risikoerkennung ist alles andere als einfach; denn schon an der
Wahrnehmung 6ffentlichen Handelns als risikobehaftet fehlt es oft in den Verwaltungen.
Dementsprechend schwierig gestalten sich dann auch die folgenden Schritte. ,Eine konse-
quente ,Kommunale Gesamthaushaltsfuhrung® ... ist bisher nur in Ansatzen zu erkennen. So
entsteht in vielen Kommunen eine auf den ersten Blick paradoxe Situation — finanzielle Eng-
passe bei gleichzeitiger Tendenz zur Uberversicherung. Risiken werden nur in seltenen Fal-
len systematisch erkannt, analysiert und gesteuert.“'® Die dezentrale Ressourcenverantwor-
tung im Neuen Steuerungsmodell macht die Aufgabe Ubrigens nicht leichter, da Risiken im
Prinzip auf der Ebene des Fachbereichs/des Amtes/einer Einrichtung, wenn Uberhaupt, er-
fasst und auch aufgefangen werden sollen.

So mag z.B. der Baubetriebshof schwankende Ausgaben fiir den Winterdienst durch ein
~Wetterderivat® glatten, wahrend ein Jugendamt der Gefahr, dass freie Trager aus der Ver-
antwortung fur Kindergarten aussteigen, durch ergdnzende Zuschiisse begegnen konnte. Ob
und inwieweit diese isolierten Strategien im Hinblick auf den gesamten Haushalt verniinftig
und vor allem angemessen sind, bleibt jedoch offen. So kénnte ein ,Wetterderivat‘ eine U-
berversicherung darstellen, wenn z.B. auf der anderen Seite keine Vorsorge fir die Beseiti-
gung von Frostschaden getroffen ist.

"7 Vgl. hierzu und zum folgenden Schaubild Silvio Andrae, Risikomanagement ... a.a.0., S. 43; vgl. auch Strategy Unit Report,
Risk: ... a.a.0., S. 125
'8 Silvio Andrae, Risikomanagement ... a.a.0., S. 47




Ohne auf die einzelnen Instrumente des risk-management eingehen zu wollen, soll hier vor
allem die Frage der organisatorischen Verankerung eines risk-management erdrtert werden.
Das kleine Beispiel zeigt, dass es auf der Fachebene durchaus eine gewisse Form der Risi-
kobetrachtung, ggf. sogar der Risikovorsorge geben kann. Diesem punktuellen Ansatz fehlt
jedoch die Erganzung in der Gesamtschau.

Es liegt daher nahe, das risk-management grundsatzlich — im Organisationssystem des
Neuen Steuerungsmodells — der Zentralen Steuerung und damit dem Zentralen Controlling
zuzuweisen. Auf diese Weise liel3e es sich auch in die dort vorgesehenen Berichtswege ein-
fiigen.? Dabei ist die Aufgabenteilung zwischen Zentraler Steuerung und dezentraler Ver-
antwortung noch im einzelnen zu bestimmen. Dabei dirfte flr die Zuordnung auch die Be-
deutung des einzelnen Risikos flir den Gesamthaushalt eine wichtige Rolle spielen.

Grundsatzlich sollten der Zentralen Steuerung die Strukturierung und die Rahmenregeln flr
das risk-managment sowie das risk-reporting an die verantwortlichen Gremien obliegen;?’
aber auch die Abwagung unterschiedlichster Risiken und die daraus resultierenden Anforde-
rungen an die jeweilige risk-management-Strategie sowie deren regelmaRige Uberpriifung
mussten in den Katalog zentraler Verantwortlichkeit fallen. Die Aufgabe der Risikoerken-
nung, ggf, auch der -bewertung indes muss der jeweiligen Fachebene vorbehalten sein. Da-
bei ergibt sich natlrlich die Schwierigkeit, dass u.U. die Aufgaben- oder Projektverantwortli-
chen zugleich Uber die Risiken ihres eigenen Handelns Rechenschaft ablegen missen. Auf
der anderen Seite zahlt es aber zu den Herausforderungen dezentraler Verantwortung, e-
benso wie die Kosten auch die Risiken der Aufgabenerflllung transparent zu machen und zu
beriicksichtigen.?

Die Einbindung in die Zentrale Steuerung verstarkt zweifellos den gegenwartig ohnehin zu
beobachtenden Trend einer Re-Zentralisierung. Fur die Ausgestaltung und Implementation
des risk-management, aber auch fir die Abwagung von Risiken und ihre Behandlung, kann
es indes keine andere als eine letztlich zentrale L6sung geben. Ohne eine verantwortlich
bezeichnete Stelle fiir die Risikosteuerung bliebe der Ansatz unvollstandig.”> Dabei soll an
dieser Stelle offenbleiben, in welchem Umfang die zentrale Stelle selbst steuernd, oder nur
im Sinne einer Steuerungsunterstiitzung tatig werden soll.?*

Einsatzfahige Instrumente fir die Analyse finanzwirtschaftlicher Risiken in einem Kommu-
nalhaushalt gibt es bislang nicht — auch eine Ubertragung der Bewertungsmafstabe aus der
Privatwirtschaft ist nicht ohne weiteres maglich.?® Denn Schwankungen des Steueraufkom-
Schaubild 2: 4 Stufen des risk-management

mens unterliegen anderen Einflussfaktoren als der Umsatz eines privaten Unternehmens.
Anhaltspunkte kénnten fir eine Kommune z.B. Erfahrungswerte der Vergangenheit oder
Vergleiche mit anderen Kommunag sein. So liefen sich fir das Aufkommen der Gewerbe-
steuer die in einem x-Jahreszeitrau eobachteten Ausschlage um einen Mittelwert oder
Trend heranziehen; fir die Jugendhilfe te das finanzielle Risiko einer bestimmten Zahl
unerwarteter Heimunterbringungen beziffert , Folgekosten einer Grol3sporthalle wa-
ren von Betreibern bestehender Einrichtungen in E rung zu bringen usf. Ob und inwieweit

VgI dazu sehr ausfihrlich Martin Fone/Peter Young, Public Sector ..., a.a.0.
2 g hierzu sehr konsequent Stadt Bad Kreuznach, Richtlinie zum RlSlkomanageme
dings auf die Risikosteuerung im Hinblick auf die Beteiligungen konzentriert
z So auch Stadt Bad Kreuznach, Richtlinie zum R|S|komanagement .a.a.0.

2 Deshalb heilt es im Strategy Unlt Report, Risk: ... a.a.0., S. 126: “Best practice is that risks sho
?ossmle within the organisations ..

VgI Stadt Bad Kreuznach, Rlchtllnle zum Risikomanagement ... a.a.0., Anhang |

* Dies legt der Strategy Unit Report, Risk: ... a.a.0., S. 126ff. nahe — dies mag allerdings damit zusammenhangen, dass sich
die Ausfiihrungen dort in besonderem MaB.e auf den staatlichen Sektor mit der ausgepragten Eigenstandigkeit der Ressorts
beziehen.
% S0 auch Silvio Andrae, Risikomanagement ..., a.a.0., S. 42

.0., S.22ff., die sich zunachst aller-

e managed at the lowest



Vermeide!

Verminde

Analysetechniken der Rating-Agenturen in Betracht kommen kénnten,”® sei an dieser Stelle
dahingestellt.

Das risk-management selbst lasst sich — gangiger Darstellung folgend — in 4 Stufen einteilen
(Schaubild 2).2" Der erste Schritt besteht darin, mégliche Risiken generell zu vermeiden; das
konnte z.B. der Verzicht auf ein folgekostentrachtiges Projekt sein. In einem zweiten Schritt
lassen sich die verbleibenden Risiken vermindern; beispielsweise liel3e sich ein Projekt klei-
ner dimensionieren oder in kleinere Abschnitte aufteilen, um es bei zunehmendem Risiko
rechtzeitig beenden zu kdnnen.

Im dritten Schritt geht es darum, die restlichen Risiken zu Uberwalzen. Die klassische Form
der Uberwalzung ist der Abschluss einer Versicherung, eine neuere Form ist auch das Deri-
vat. Nicht Ubersehen werden sollte dabei aber auch, dass hierunter gerade bei Projekten der
public-private-partnership auch die Frage der Risikoverteilung zwischen den Vertragspart-
nern fallt. Gerade diesem Punkt ist besondere Bedeutung beizumessen — die kontroverse
Diskussion um das Cross-Border-Leasing hat diesen Aspekt zu Recht hervorgehoben.

Erst das danach verbleibende Risiko wirde den Haushalt unmittelbar betreffen und damit
von der Kommune selbst zu tragen sein. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob es sich bei
dieser GrofRe um nicht versicherbare Risiken handelt, oder ob der Abschluss einer Versiche-
rung von der Kommune als unwirtschaftlich angesehen wird. Je nach Eintrittswahrscheinlich-
keit mUsste entsprechende Vorsorge im Haushalt bzw. in der Ricklage getroffen sein; daran
fehlt es fast durchgangig. 2

Schlieflich stellt sich die Frage einer geeigneten Darstellungsform. Denn die Risiken missen
in Ubersichtlicher Form sichtbar gemacht und mit ihren Auswirkungen auf die Finanzwirt-
schaft erkennbar sein. Deshalb liegt es nahe, hierfir das Instrument der Finanzplanung he-
ranzuziehen (Schaubild 3). In einer Art Szenario-Technik kdnnten verschiedene Risikoaus-

% Vgl. dazu Christian Esters, Basel Il ... a.a.0., S. 40f. Eine der wichtigsten KenngréRen des Rating-Verfahrens im 6ffentlichen
Bereich ist die Bewertung der wirtschaftlichen Basis der Gebietskorperschaft; eine solche Betrachtung ist der kommunalen
Haushaltswirtschaft allerdings eher fremd. Sie findet jedoch Eingang z.B. in das Controlling-System der Freien und Hansestadt
Bremen: Vgl. Der Senator flr Finanzen, Reformbericht Finanzen, Bremen 2003, S. 81.

z Darstellung nach: Stadt Bad Kreuznach, Richtlinie zum Risikomanagement ... a.a.O., S. 12

% Das kommunale Haushaltsrecht kennt nur eine spezifische Form der Berlcksichtigung finanzwirtschaftlicher Risiken. Der
Rucklage sind dann rechtzeitig Mittel zuzuflihren, wenn die Inanspruchnahme aus Burgschaften, Gewahrvertragen und ahnli-
chen Vertragen die laufende Aufgabenerfiillung erheblich beeintréachtigen wiirde (z.B. § 20 Abs. 3 GemHVO Rh-Pf). Nur Thirin-
gen allerdings verlangt auch ausdriicklich eine Bewertung des Risikos. Vgl. hierzu ausfiihrlicher Gunnar Schwarting, Haushalts-
konsolidierung in Kommunen — Leitfaden fur Rat und Verwaltung, Berlin 2003, S. 69f.



pragungen betrachtet werden;?® selbst wenn dem endgiiltig zu verabschiedenden Haushalts-
plan nur eine — als wahrscheinlichste angesehene — Finanzplanung beigefligt wiirde, ware
damit zumindest fur die Beratungen ein geeignetes Instrument gegeben. Ganz interessant ist
in dem Zusammenhang auch die Einbindung in ein Haushaltskonsolidierungskonzept.*

Schaubild 3: Szenarien in der Finanzplanung™* - ein einfaches Beispiel

Einnahmen/Ausgaben Normalszenario ,worst-case-szenario” Erlauterung

Steuern 100 95 Bereits in der Vergangenheit gab es Einbri-
che in einer GroéRenordnung von 5% und
mehr [2> Rz 49]

Sonstige Einnahmen 20 19 Eine Kirzung des Finanzausgleichs ist nicht
zu auszuschlieflen

Personalausgaben 30 31 In den Orientierungsdaten ist fiir die Tarifer-
héhung nur ein Inflationsausgleich vorgese-
hen

Soziale Leistungen 35 37 Ein Konkurs der X-Werke fuhrt zu hdherer
Arbeitslosigkeit und zumindest mittelfristig
wohl zu héheren Sozialhilfeaufwendungen

Sonstige Ausgaben 45 47 Die Folgelasten fallen hdher als erwartet aus

Pflichtzufiihrung 5 5 Der Wert steht fest

Saldo 5 -6

*Zur Vereinfachung wird nur ein Jahr der Finanzplanung dargestellt

nach: Gunnar Schwarting, Haushaltskonsolidierung, a.a.O., S. 73

Eine andere Mdglichkeit besteht darin, eine Risikobeschreibung in den Vorbericht, der dem
Haushaltsplan jeweils beizufiigen ist, zu integrieren.®’ Dies geschieht — wenn auch nur punk-
tuell — bereits heute, z.B. mit Hinblick auf die voraussichtliche Steuerentwicklung. Der Nach-
teil besteht darin, dass es sich um eine rein verbale Darstellung handelt, die vor allem bei
komplexen Risiken leicht unlibersichtlich zu werden droht. Eine allgemein gultige Regel, wel-
cher Form der Vorzug zu geben ist, 14t sich allerdings nicht formulieren. Vermutlich jedoch
durfte eine Kombination beider Darstellungen in der Regel geboten sein.

V. Fazit

Ein finanzwirtschaftliches risk-management erscheint heute notwendiger denn je; die zu-
nehmenden wirtschaftlichen Risiken, die auch die 6ffentlichen Haushalte in erheblichem Ma-
Re berihren, machen rechtzeitige Vorsorge zu einem dringenden Erfordernis. Denn ohne
eine fundierte Vorsorge flihrt jede gréliere Belastung des Haushalts zu hektischen Konsoli-
dierungsrunden und letztlich zu einer Gefahrdung der dauerhaften Aufgabenerfiillung. Ange-
sichts der angespannten Lage aller offentlichen Haushalte wirkt diese Forderung zunachst
illusorisch — die Beispiele der sozialen Sicherungssysteme, deren rechtzeitiger Umbau ver-
saumt wurde, durften jedoch verdeutlichen, welche Folgen es haben kann, wenn auf eine
konsequente friihzeitige Risikobetrachtung verzichtet wird.

Auf kommunaler Ebene kdnnte die Einflhrung eines doppischen Rechnungswesens dem
Gedanken des risk-management durchaus einen héheren Stellenwert verleihen.*? Denn in
der kaufmannischen Rechnung spielt die Vorsorge flir Eventualverbindlichkeiten eine wichti-
ge Rolle. So wird bei der Formulierung eines neuen kommunalen Haushaltsrechts auf doppi-
scher Basis Wert darauf gelegt, z.B. hinreichende Pensionsruckstellungen, ggf. auch Rick-

%3, dazu Gunnar Schwarting, Der kommunale Haushalt — Haushaltswirtschaft, Haushaltssteuerung, Kassen- und Rechnungs-
wesen, 2. Aufl. Berlin 2001, S. 163f. und Gunnar Schwarting, Haushaltskonsolidierung ..., a.a.0., S. 72f.

% Ein Beispiel in Anlehnung an das Haushaltssicherungskonzept der Stadt Herne findet sich bei Gunnar Schwarting, Haus-
haltskonsolidierung ..., a.a.0., S. 85

" Dem entspricht z.B. die Darstellung des Rushmoor Borough Council, Revenue Budget and Capital Programme, s.
www.rushmoor.gov.uk/council/fin0301.htm

%2 Dies zumindest vermutet Silvio Andrae, Risikomanagement ... a.a.O., S. 47



http://www.rushmoor.gov.uk/council/fin0301.htm

stellungen fiir unterlassene UnterhaltungsmafRnahmen an kommunalen Einrichtungen vorzu-
sehen. Dies ist zwar noch kein umfassendes risk-management, kann jedoch als wichtiger
Schritt verstanden werden, finanzwirtschaftliche Risiken im Rechnungswesen selbst sichtbar
zu machen.

,Letztlich wird jede Organisation bzw. jede Verwaltung sich aus der Vielzahl der Ubersichten
einen eigenen Prifungskatalog moglicher Risiken erstellen mussenn. Hilfreich ware es etwa
dabei, wenn kommunale Spitzenverbande bzw. Arbeitskreise der Lander und des Bundes,
ggf. mit Hilfe der Wissenschaft, entsprechende Kataloge erstellen kénnten. Ergéanzend kénn-
ten dabei auch allgemeine Risiken enthalten sein, die alle Kommunen bzw. Verwaltungen ...
gleichartig treffen, so dass jede Verwaltung nur noch die Aufgabe hatte, Besonderheiten der
allgemeinen Risiken sowie spezifische Risiken fir die eigene Organisation zu identifizieren.
Dadurch kénnte der Prozess des Risiko-Managements gerade flir kleinere Verwaltungen
erheblich erleichtert werden.“*

% Hermann Hill, Einfiihrung ..., a.a.0., S. 6



	Einführung
	Typische Risiken und ihre Behandlung auf kommunaler Ebene
	Auf dem Weg zu einem finanzwirtschaftlichen risk-management in der Kommunalverwaltung
	Schaubild 3: Szenarien in der Finanzplanung* - ein einfaches Beispiel

	Fazit

